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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gott-
stein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leo-
pold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. 
Dr. Michael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Unendliche Geschichte? Keine Fortführung des 
Solidarpakts zulasten der Kommunen 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag lehnt eine Fortführung des Solidar-
pakts über den 31.12.2019 hinaus ab. 

2. Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, sich 
auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die 
vorgesehene Absenkung des für die Gemeinden 
der alten Bundesländer erhöhten Landesverviel-
fältigers bei der Gewerbesteuerumlage ab 
01.01.2020 und/oder die Gewerbesteuerumlage 
nach § 6 Abs. 5 Gemeindefinanzreformgesetz 
(GFRG) nicht über das Jahr 2019 verlängert wird. 

Begründung: 

Im Rahmen der Wiedervereinigung erhielten die Län-
der Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen Finanzhilfen 
bis 1994 über den „Fonds Deutsche Einheit (FDE)“. 
Dieser wurde von 1995 bis 2004 durch den Solidar-
pakt I abgelöst. Der dann ab 2005 bis 2019 laufende 
Solidarpakt II hatte das Ziel, den Aufbau Ost auf eine 
langfristige und sichere Grundlage zu stellen, damit 
gleichwertige wirtschaftliche und soziale Lebensver-
hältnisse in Deutschland geschaffen werden können. 

Mit dem 2001 beschlossenen Solidarpakt II stellt der 
Bund den ostdeutschen Ländern bis 2019 rund 
156,5 Mrd. Euro zur Verfügung. Die sog. alten Bun-
desländer haben finanzielle Lasten übernommen, die 
sie durch Bundesgesetz zu 40 Prozent auf ihre Ge-
meinden abwälzen konnten. Jeweils die Hälfte wird 
über die erhöhten Gewerbesteuerumlagen Solidarpakt 
und Fonds Deutsche Einheit erbracht. Der Vervielfäl-
tiger der erhöhten Gewerbesteuerumlage (als erhöh-
ter Anteil der Länder an der kommunalen Gewerbe-
steuer) für den Solidarpakt (29 Prozentpunkte) ist 
gesetzlich in § 6 Abs. 3 Satz 5 GFRG normiert. Die 
erhöhte Gewerbesteuerumlage für den Fonds Deut-
sche Einheit (§ 6 Abs. 5 GFRG) wird durch Rechts-
verordnung des Bundesministers der Finanzen jähr-
lich neu festgelegt. 

Beide Umlageerhöhungen sind bis 2019 befristet und 
sollen dann auslaufen. Nach Auslaufen des Solidar-
pakts muss auch der „kommunale Teil“ des Solidar-
pakts auslaufen. Jedwede Aufrechnung zum Nachteil 
der Kommunen ist abzulehnen. 



(Thomas Mütze (GRÜNE): Das ist keine Zwie-
sprache, sondern ein Zwischenruf!)

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres und In-
tegration): – Habe ich leider nicht verstanden, Herr 
Kollege. Dann stellt sich die Frage, an wen der Zwi-
schenruf gerichtet war.

Katharina Schulze (GRÜNE): Ich denke, im Zweifel 
an Sie. – Ich wollte auf einen Punkt eingehen, Herr 
Staatsminister. Sie haben uns vorgeworfen, wir wür-
den Vorwahlkampf machen. Das weise ich ganz ent-
schieden zurück.

(Lachen bei der CSU)

Wir haben uns schon im letzten Sommer massiv 
gegen die erste Novellierung des Polizeiaufgabenge-
setzes artikuliert. Wir haben hier im Landtag harte De-
batten geführt. Wir machen das Gleiche hier auf der 
parlamentarischen Ebene. Aus Ihrer Sicht kann ich 
nachvollziehen, dass Sie überrascht, vielleicht auch 
ein bisschen erschrocken darüber sind, wenn viele 
Bürgerinnen und Bürger jetzt auf die Straße gehen, 
weil diese der Auffassung sind, was die CSU plant, 
geht eindeutig einen Schritt zu weit. Wenn Sie uns 
aber zum Vorwurf machen, dass wir die Meinung, die 
wir im Parlament vertreten, auch auf der Straße ver-
treten, dann finde ich das absurd.

(Ingrid Heckner (CSU): Ihr seid ein Bündnis ein-
gegangen!)

Ich wollte deshalb klarstellen: Wir arbeiten an diesem 
Thema inhaltlich. Wir wollen, dass alle Menschen in 
Bayern frei und sicher leben können. Dafür müssen 
wir unsere bayerische Polizei gut ausstatten.

(Unruhe bei der CSU – Tobias Reiß (CSU): Dazu 
braucht es den Verfassungsfeind?)

Gleichzeitig müssen wir die Bürger- und die Freiheits-
rechte schützen. Das ist unsere Aufgabe. Wenn Sie 
es nicht tun, dann machen wir es.

(Beifall bei den GRÜNEN – Manfred Ländner 
(CSU): Absurd!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön. – Herr Staatsminister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres und In-
tegration): Ich freue mich immer, Frau Kollegin Schul-
ze, wenn Sie das, was Sie hier erzählen, auch drau-
ßen erzählen. Das ist völlig in Ordnung. Ich würde 
mich allerdings auch freuen, wenn Sie gerade ange-
sichts der aktuellen Situation die wenigen freundli-
chen Sätze, die Sie in den letzten Monaten zur baye-

rischen Polizei gefunden haben, demnächst auch auf 
öffentlichen Marktplätzen äußern würden. Dazu höre 
ich von Ihnen aber leider sehr wenig, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Ich würde mich zum Beispiel freuen, wenn Sie ange-
sichts der vielen Lügen, die im Moment verbreitet wer-
den, sich demnächst auf einem Markplatz hinstellen 
und sagen würden: Jede Äußerung, die in den letzten 
Wochen dazu gefallen ist, dass die bayerische Polizei 
in Zukunft überall mit Handgranaten herumläuft, ist 
blanke Lüge. Es wäre wünschenswert, dass Sie es 
sich verbitten, dass jemand aus diesem Aktionsbünd-
nis so etwas verbreitet. Das ist nämlich blanke Lüge, 
meine Damen und Herren! Es wäre schön, wenn Sie 
das auch einmal erzählen würden.

(Lebhafter Beifall bei der CSU – Zurufe von der 
CSU: Bravo!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Damit kommen wir zur Abstim-
mung. Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/21877 zustimmen will – –

(Thomas Kreuzer (CSU): Wir haben namentliche 
Abstimmung beantragt!)

– Alles klar, tut mir leid. Entschuldigung, das stand 
nicht in meinen Unterlagen. – Dann kommen wir zur 
namentlichen Abstimmung. Ich gebe dafür fünf Minu-
ten Zeit. Der Gegenstand ist hinreichend bekannt. Die 
Abstimmung ist eröffnet.

(Namentliche Abstimmung von 16.46 bis 
16.51 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die fünf Minuten 
sind um. Ich schließe die namentliche Abstimmung. 
Wir fahren in der Tagesordnung fort. Das Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung wird Ihnen, sobald es vor-
liegt, mitgeteilt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/21878 mit 21884 sowie 17/21898 mit 21902 
werden in die zuständigen federführenden Ausschüs-
se verwiesen. 

Bevor ich zum nächsten Tagesordnungspunkt 
komme, gebe ich noch das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag der Abge-
ordneten Schulze, Hartmann, Gote und anderer und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Bayern: vielfältig und weltoffen! Kein Missbrauch reli-
giöser Symbole durch die Partei CSU und Staatsre-
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/21883 

Unendliche Geschichte? Keine Fortführung des Solidarpakts 
zulasten der Kommunen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Bernhard Pohl 
Mitberichterstatter: Johannes Hintersberger 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 196. Sitzung am 16. Mai 2018 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 95. Sitzung am 13. 
Juni 2018 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer,  
Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim 
Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Peter Meyer, Prof. Dr. Michael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl 
Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 17/21883, 17/22775 

Unendliche Geschichte? Keine Fortführung des Solidarpakts 
zulasten der Kommunen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 5)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 5)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Ich warte noch ein bisschen, damit das Er­

gebnis eindeutiger wird. – Das sind zunächst einmal alle Fraktionen. Herr Kollege Fel­

binger (fraktionslos) hebt zwar die Hand, aber ich muss ihn fragen, ob und welchem 

Fraktionsvotum er sich anschließen will. – Er lässt es also bleiben. Okay. – Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten.
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